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Bebauungsplan Nr. 1 „Wohngebiet an der Straße Neubau“ der Gemeinde Krembz 

hier: Stellungnahme der betroffenen Behörden des LK NWM auf Grund des 

Anschreibens vom 24.02.2023, hier eingegangen am 03.03.2023 

 

Sehr geehrte Frau Elßner, 

 

Grundlage der Stellungnahme bilden die Entwurfsunterlagen zur Aufstellung des 

Bebauungsplans Nr. 1 „Wohngebiet an der Straße Neubau“ der Gemeinde Krembz mit 

Planzeichnung im Maßstab 1:1000, Planungsstand 23. Januar 2023 und die 

dazugehörige Begründung mit gleichem Bearbeitungsstand. 

 

Die Beteiligung gem. § 4 Abs. 2 BauGB erfolgte in den nachfolgenden Fachdiensten 

bzw. Fachgruppen und im Abfallwirtschaftsbetrieb des Landkreises NWM: 

 

Fachdienst Bauordnung und 

Planung  

 Bauleitplanung  

 Vorbeugender Brandschutz 

 Untere Denkmalschutzbehörde 

 Untere Bauordnungsbehörde 

FD Umwelt und Kreisentwicklung 

 Untere Wasserbehörde 

 Untere Immissionsschutzbehörde  

 Untere Abfall – und 

Bodenschutzbehörde 

 Untere Naturschutzbehörde 

FD Kreisinfrastruktur 

 Straßenbaulastträger,  

Straßenaufsichtsbehörde 

FD Ordnung/Sicherheit und 

Straßenverkehr 

 Untere Straßenverkehrsbehörde 

FD Öffentlicher Gesundheitsdienst FD Kommunalaufsicht 

 

Amt Gadebusch 

Für die Gemeinde Krembz 

Am Markt 1 

19205 Gadebusch 

Unsere Sprechzeiten 

Di  09:00 - 12:00 Uhr    13:00 - 16:00 Uhr 

Do  09:00 - 12:00 Uhr    13:00 - 18:00 Uhr 
 

Unser Zeichen  

Grevesmühlen, 17.04.2023 
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FD Kataster und Vermessung  

 

Die eingegangenen Stellungnahmen sind diesem Schreiben als Anlage beigefügt.  

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

 

 

 

Gez. Matulat 

SB Bauleitplanung 
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Anlage 

Fachdienst Bauordnung und Planung  

Bauleitplanung 

Nach Prüfung der vorliegenden Entwurfsunterlagen wird gemäß § 4 Abs. 2 BauGB auf 

nachfolgende bauplanungsrechtliche Belange hingewiesen, die in der weiteren 

Planbearbeitung der Gemeindevertretung zu beachten sind: 

 

I. Allgemeines  

 

Ziel der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 1 der Gemeinde Krembz ist die Schaffung 

der planungsrechtlichen Voraussetzungen für weitere Wohnbebauung im 

nordwestlichen Bereich der Ortslage, aufgrund der bestehenden Nachfrage. 

 

Aktuell werden die Flächen landwirtschaftlich genutzt. Die Gemeinde verfügt über 

keinen Flächennutzungsplan. Entsprechend § 10 Abs. 2 BauGB bedarf der B-Plan Nr. 

1 dementsprechend der Genehmigung.  

 

Die Aufstellung es B-Plan erfolgt im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB, die 

Anwendungsvoraussetzung sind in der Begründung dargelegt. 

 

Die Gemeinde plant hier in den bauplanungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 

BauGB hinein. Vor diesem Hintergrund ist eine Alternativenprüfung vorzunehmen. 

 

II. Verfahrensvermerke, Rechtsgrundlagen, Präambel 

Ich weise darauf hin, dass gem. § 4a Abs. 4 BauGB die Bekanntmachung und die 

Unterlagen zusätzlich in das Internetportal des Landes (Bau- und Planungsportal M-V) 

bereitzustellen sind. Ich verweise auf das Schreiben des Landkreises vom 10.03.2022. 

Ich weise ferner darauf hin, dass es geplant ist mit der nächsten Änderung des BauGB 

das Wort „zusätzlich“ aus dem Abs.4 zu streichen, so dass eine generell verpflichtende 

Bereitstellung im Internetportal des Landes besteht. In diesem Zusammenhang sind 

dann auch die Hauptsatzungen der Gemeinden anzupassen.   

 

 

III. Planerische Festsetzungen 

Planzeichnung: 

Keine Anmerkungen. 

 

Planzeichenerklärung:  

Keine Anmerkungen. 
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Text - Teil B: 

Zu 1.1.: 

Die Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung, die hier ein allgemeines Wohngebiet 

vorsieht, findet ihre Rechtgrundlage in: 

 

§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 2 Nr. 3, § 4 BauNVO 

 

Dies ist im Textteil B unter Pkt. 1.1 entsprechend zu konkretisieren.  

 

Zu 1.3.1.: 

Insofern es sich hier um eine Festsetzung entsprechend § 23 Abs. 3 Satz 3 BauNVO 

handelt, ist die Rechtsgrundlage entsprechend zu konkretisieren.  

 

Demgemäß können im Bebauungsplan weitere nach Art und Umfang bestimmte 

Ausnahmen vorgesehen werden. Ermöglicht werden hiermit Ausnahmen im Sinne des 

§ 31 Abs. 1 BauGB. Auf die bebauungsplanmäßigen Ausnahmen findet auch § 23 

Absatz 1 Satz 2 iVm § 16 Abs. 5 BauNVO Anwendung.  

 

Es sollte hier allerdings noch einmal überprüft und konkret festgesetzt werden, welchen 

Umfang die für Terrassen festgesetzte Überschreitung annehmen darf. 

 

Es wird außerdem darauf hingewiesen, dass Wohngebäude der 

Genehmigungsfreistellung nach § 62 LBauO M-V unterliegen. Insofern muss die 

Gemeinde die Einhaltung dieser Festsetzung mit den Antragsunterlagen überprüfen. Ich 

empfehle daher den Zusatz, dass die Einhaltung dieser Festsetzungen im 

Antragsverfahren nachzuweisen ist. 

 

 

IV. Begründung 

In der Begründung sind die gegebenen Hinweise und Ergänzungen einzustellen. 

 

Zur GRZ 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich bei der festgesetzten GRZ von 0,25 bzw. 0,3 und 

einer Parzellierung der Baugrundstücke je 900 m² nicht die beabsichtigte Größe der 

überbaubaren Grundstückfläche siehe Begründung, S. 12 ergibt: „Die festgesetzte GRZ 

von 0,25 bzw. 0,3 ermöglicht maximale Grundflächen der Hauptgebäude von ca. 370 

m².“ Dies sollte noch einmal geprüft werden, um Widersprüche zu vermeiden. 
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Vorbeugender Brandschutz 

 

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu ändern und instand zu halten, 

dass der Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch 

(Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand die Rettung von Menschen 

und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten möglich sind. (§ 14 LBauO M-V) 

 

Erreichbarkeit bebaubarer Flächen 

Insofern Teile geplanter (zulässiger) Gebäude mehr als 50 m von einer mit Fahrzeugen 

der Feuerwehr befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche entfernt liegen, sind zur 

Sicherstellung des Feuerwehreinsatzes gemäß § 5 Abs. 1 Satz 4 LBauO M-V Zufahrten 

zu den vor oder hinter den Gebäuden gelegenen Grundstücksteilen und eventuellen 

Bewegungsflächen herzustellen.  

Zufahrten und Bewegungsflächen sowie ggf. Aufstellflächen sind entsprechend der 

„Richtlinie über Flächen der Feuerwehr“ i.d.F. August 2006 zu bemessen und zu 

befestigen. Am Ende von Feuerwehrzufahrten muss eine für Fahrzeuge der Feuerwehr 

ausreichend bemessene Wendefläche zur Verfügung stehen. 

Die Flächen der Feuerwehr sind entsprechend der Anlage zu o.g. Richtlinie zu 

kennzeichnen und müssen eine jederzeit deutliche Randbegrenzung haben. 

 

Löschwasserversorgung 

Gemäß § 2 Abs. 1 Pkt. 4 BrSchG (i.d.F. der Bekanntmachung vom 21. Dezember 2015) 

hat die Gemeinde die Löschwasserversorgung sicherzustellen. Stellt die 

Bauaufsichtsbehörde auf der Grundlage einer Stellungnahme der zuständigen 

Brandschutzdienststelle fest, dass im Einzelfall wegen einer erhöhten Brandgefährdung 

eine Löschwasserversorgung erforderlich ist, hat hierfür der Eigentümer, Besitzer oder 

Nutzungsberechtigte Sorge zu tragen. 

Eine wesentliche Planungsgrundlage zur Bemessung eines angemessenen 

Grundschutzes stellt derzeit das DVGW-Arbeitsblatt W405 in der Fassung Februar 2008 

i.V.m. dem Arbeitsblatt W405-B1 in der Fassung Februar 2015 dar. 

Nach den jeweils örtlichen Verhältnissen, insbesondere der Typik des Baugebietes, der 

zulässigen Art und des zulässigen Maßes der baulichen Nutzung, der Siedlungsstruktur 

und der Bauweise, sind die anzusetzenden Löschwassermengen anhand der im 

Arbeitsblatt W405 angegebenen Richtwerte zu ermitteln, wobei ein nicht 

ausgeschlossenes, erhöhtes Sach- und Personenrisiko hierbei zu berücksichtigen ist. 

Allgemein gilt, dass der über den Grundschutz hinausgehende, objektbezogene 

Löschwasserbedarf, mit einem erhöhten Brand- und Personenrisiko durch 

Schadenfeuer, nicht durch die Gemeinde getragen werden muss. 

Ermöglicht die Gemeinde jedoch über ihre Bauleitplanung die Errichtung von Gebäuden 

mit erhöhtem Löschwasserbedarf, so hat grundsätzlich sie – von atypischen 
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Ausnahmefällen abgesehen – auch für dessen Sicherstellung Sorge zu tragen. (s. 

Beschluss des OVG Berlin-Brandenburg vom 28 Mai 2008) 

Kann keine ausreichende Löschwasserversorgung über das Trinkwasserrohrnetz 

nachgewiesen werden, muss die gesamte Löschwassermenge für den Grundbedarf in 

dem jeweiligen Löschbereich (300 m Umkreis um das Bauobjekt) bereitgestellt werden 

durch: 

 Löschwasserteiche nach DIN 14210 oder natürliche Gewässer mit nachhaltig 

gesichertem Wasservolumen (u.a. mit frostfreien Ansaugstellen, wie 

Löschwassersauganschluss nach DIN 14244 sowie Zufahrten mit 

Aufstellflächen für Fahrzeuge der Feuerwehr) 

 Löschwasserbrunnen nach DIN 14220 

 Löschwasserbehälter (Zisternen) nach DIN 14230 unter- oder oberirdisch 

Bei der Entfernung zur Löschwasserentnahmestelle muss die praktische 

Erreichbarkeit durch die Feuerwehr realistisch sein. Die praktisch nutzbare 

Wegstrecke zum Aufbau einer Wasserversorgung durch die Feuerwehr, darf nicht 

wesentlich höher als die linear gemessene Entfernung sein. 

Bei einer Löschwasserversorgung über Hydranten sollten Abstände vom Bauobjekt 

zum nächstliegenden Hydranten in Abhängigkeit der Dichte der Bebauung in 

Anlehnung an die bezüglichen Vorgaben im Abschnitt 16.6.2 DVGW-Arbeitsblatt 

W400-1 gewählt werden. 

Richtwerte: 

 offene Wohngebiete 140 m 

 geschlossene Wohngebiete 120 m 

 Geschäftsstraßen 100 m 

Untereinander sollten die Hydranten nicht mehr als 150 m auseinander stehen. 

Es wird ausdrücklich darauf hingewiesen, dass die zuvor aufgeführten Angaben 

keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben. 

Sie gelten als grundlegende Ansätze bei der Planung eines Bebauungsgebietes – 

stellen aber für sich, keinen Nachweis der Löschwasserversorgung im konkreten 

Bebauungsplan dar. 

Dieser ist durch den Planer, ggf. auch unter Hinzuziehung eines Fachplaners, zu 

erstellen. 
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Untere Denkmalschutzbehörde 

 

Auf Basis der von Ihnen eingereichten Unterlagen wurde festgestellt, dass keine 

Änderungen vorzunehmen sind. 

 

 

FD Umwelt und Kreisentwicklung  

Untere Wasserbehörde 

 

Untere Wasserbehörde: 

 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar sind.  
Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden 
müssen.  
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin.  

 

 
1. Wasserversorgung: 
 
Das Vorhaben wird nicht durch Trinkwasserschutzzonen berührt.  
Die Versorgungspflicht mit Trink- und Brauchwasser für die Bevölkerung, die 
gewerblichen und sonstigen Einrichtungen besteht gem. § 43 Abs. 1 LWaG für den 
Zweckverband Radegast. Entsprechende Anschlussgestattungen für die Versorgung 
sind mit dem Zweckverband zu vereinbaren. 
 
2. Abwasserentsorgung:  
 
Nach § 40 Abs. 1 LWaG obliegt die Abwasserbeseitigungspflicht den Gemeinden.  
Die Gemeinde hat diese Pflicht gemäß § 40 Abs. 4 Satz 1 LWaG auf den 
Zweckverband Radegast übertragen. Damit hat der Zweckverband das im 
überplanten Gebiet anfallende häusliche Abwasser zu beseitigen, die 
entsprechenden Anschlussgestattungen sind zu beantragen.  
 
3. Niederschlagswasserbeseitigung: 
 
Das von bebauten oder künstlich befestigten Flächen abfließende 
Niederschlagswasser ist entsprechend § 54 des WHG als Abwasser einzustufen. 
Damit unterliegt es grundsätzlich der Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde 
Krembz. 
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Die Beseitigungs- und Überlassungspflicht entfällt für Niederschlagswasser, wenn 
dieses verwertet oder versickert wird, von öffentlichen Verkehrsflächen im 
Außenbereich abfließt oder im Rahmen des Gemeingebrauchs in ein oberirdisches 
Gewässer/ Küstengewässer eingeleitet wird. Auf der Grundlage des § 55 Abs. 2 WHG 
sollte unbelastetes Niederschlagswasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt 
oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 
eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche oder sonstige öffentlich-
rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen.  
 
Das vorgenannt enthaltene Gebot, Niederschlagswasser nicht mit Schmutzwasser zu 
vermischen, ist von besonderer Relevanz. Dies entspricht dem Grundsatz zur 
nachhaltigen Niederschlagswasserbeseitigung. Die Vorschrift ist für die Errichtung 
neuer Anlagen von Bedeutung. Auch im Siedlungsbestand sind Handlungsspielräume 
zu nutzen, Veränderungen des Wasserhaushaltes schrittweise entgegenzuwirken, 
die bisher entstanden sind. 
 
Neben der erforderlichen bauleitplanerischen Festsetzung kann die 
beseitigungspflichtige Gemeinde entsprechend § 32 Abs. 4 LWaG satzungsrechtliche 
Regelungen zur erlaubnisfreien Versickerung des Niederschlagswassers außerhalb 
von Wasserschutzgebieten treffen.  
Die Gemeinde Krembz hat mit der Satzung über die Versickerung 
(Niederschlagswassersatzung - NSchlWS) vom 20.03.2012 die Versickerung 
festgeschrieben.  
 
Voraussetzung für die Versickerung ist die vorherige hydrogeologische Bewertung der 
Boden- und Grundwasserverhältnisse im Bereich der geplanten Bebauung. 
Bedingung zur Versickerung des Niederschlagswassers ist der gesicherte Nachweis 
(Fachgutachten) zur Durchführung einer schadfreien Versickerung anhand der 
Grundstücksgröße, der Bodenkennwerte.  Auf ausreichenden Abstand der Anlagen 
zu Gebäuden ist zu achten, entsprechende Hinweise enthält das DWA-Arbeitsblatt A 
138. Der Nachweis ist für die Flurstücke des B-B-Planes nicht vorliegend und zu 
prüfen. 
 
Ungefasstes und nicht belastetes Niederschlagswasser, welches unmittelbar am Ort 
des Anfalls großflächig versickert, ist kein Gewässernutzungstatbestand und damit 
nicht erlaubnispflichtig. Zu beachten sind aber auch in diesen Fällen die 
topographischen Gegebenheiten und die Gefahr eines oberflächigen Abflusses. Der 
natürliche Abfluss wild abfließenden Wassers darf nicht zum Nachteil eines tiefer 
liegenden Grundstückes verstärkt oder auf andere Weise verändert werden.  
 
Niederschlagswasser, welches von unbeschichteten kupfer-, zink- oder bleigedeckten 
Dachflächen abfließt, gilt als belastet. Aus diesem Grund sollte die Verwendung von 
unbeschichteten Metalldachflächen mit den Festsetzungen verboten werden. 
Einträge von belastetem Niederschlagswasser in das Grundwasser sind grundsätzlich 
auszuschließen. 
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5.Gewässerschutz:  
 

Mit den Bauarbeiten sind auf dem Grundstück eventuell vorhandene 
Drainageleitungen und sonstige Vorflutleitungen in ihrer Funktionsfähigkeit zu 
erhalten bzw. wiederherzustellen. 
 
LAU-Anlagen (Lagerung, Abfüllen und Umschlagen von wassergefährdenden 
Stoffen) oder HBV-Anlagen (Herstellen, Behandeln und Verwenden von 
wassergefährdenden Stoffen) haben auf der Grundlage des § 62 WHG i.V. mit der 
AwSV so zu erfolgen, dass eine Gefährdung des Grund- und Oberflächenwassers 
nicht zu besorgen ist. 
Prüfpflichtige Anlagen nach AwSV sind bei der unteren Wasserbehörde 
anzeigepflichtig. 
 
Werden bei der Durchsetzung der Planung Erdaufschlüsse (auch Flächenkollektoren 
oder Erdwärmesonden für Wärmepumpen notwendig, mit denen unmittelbar bzw. 
mittelbar auf die Bewegung oder die Beschaffenheit des Grundwassers eingewirkt 
wird, sind diese gemäß § 49 Abs. 1 des WHG einen Monat vor Baubeginn bei der 
unteren Wasserbehörde anzuzeigen. Dies trifft ebenso für eventuell notwendige 
Grundwasserabsenkungen während der Baumaßnahmen zu. 
 
 

Rechtsgrundlagen 

 

WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts  
LWaG Wassergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern  
AwSV Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen  
BauGB Baugesetzbuch 

 

 

Untere Abfall- und Bodenschutzbehörde 

 

Untere Abfallbehörde (UAbfB): Frau Rose  

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin, die 

im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar sind.  
Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin, die im Rahmen 

der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden müssen.  
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin.  

 

Abfallrechtliche Einwände werden nicht erhoben- 
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Untere Bodenschutzbehörde (UBodB): Frau Rose  

 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar sind.  
Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden 
müssen.  
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin.  

 

Bodenschutzrechtliche Einwände werden nicht erhoben- 

 

 

Untere Naturschutzbehörde 

 

Untere Naturschutzbehörde:  

 

Die Stellungnahme weist auf erhebliche entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung kaum überwindbar sind.  
Die Stellungnahme weist auf entgegenstehende Belange hin,  
die im Rahmen der bauleitplanerischen Abwägung berücksichtigt werden 
müssen. x 
Die Stellungnahme weist auf keine entgegenstehenden Belange hin.  

 

Der B-Plan liegt fast vollständig innerhalb des Biosphärenreservats 
„Schaalsee“.  Zuständige Naturschutzbehörde ist hier das Amt für das 
Biosphärenreservat, welches entsprechend zu beteiligen ist. 
 
Hinsichtlich der kleinen Teilfläche, die sich außerhalb des Biosphärenreservats 
„Schaalsee“ befindet, nimmt die UNB wie folgt Stellung.  
 
Natura 2000 
 
Ein Europäisches Vogelschutzgebiet (SPA) oder ein Gebiet von gemeinschaftlicher 
Bedeutung (GGB) sind von der Planung nicht betroffen. 
 
Biotopschutz nach § 20 Abs. 1 NatSchAG 
 
Belange des Biotopschutzes sind nicht betroffen. 
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Baum- und Alleenschutz 
 
Für die Teilfläche außerhalb des Biosphärenreservats „Schaalsee“ ist kein nach § 18 
und 19 NatSchAG M-V geschützten Baumbestand betroffen. 
  
Artenschutz 
 
Da der überwiegende Teil des Plangebietes innerhalb des Biosphärenreservats 
„Schaalsee“ liegt, ist hier das Amt für das Biosphärenreservat zuständig. Somit wird 
auf die entsprechende Stellungnahme verwiesen. 
 
 
 

Rechtsgrundlagen 

 
BNatSchG Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege 

(Bundesnaturschutzgesetz) v. 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) 
NatSchAG M-V Gesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur Ausführung des 

Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz) v. 23. Februar 2010 
(GVBl. M-V S 66) 

Verzeichnis der gesetzlich geschützten Biotope im Landkreis 
Nordwestmecklenburg Landesamt für Umwelt, Naturschutz und Geologie 
Mecklenburg-Vorpommern (2000): Grundlagen der Landschaftsplanung in 
Mecklenburg-Vorpommern, Band 4 a. Verzeichnis der gesetzlich geschützten 
Biotope im Landkreis Nordwestmecklenburg.  

EG-Vogelschutzrichtlinie Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates v. 30. November 2009 über die Erhaltung der wildlebenden 
Vogelarten (kodifizierte Fassung) (Amtsblatt der Europäischen Union 2010 L20/7)  

Natura 2000-LVO M-V Landesverordnung über die Natura 2000-Gebiete in 
Mecklenburg-Vorpommern v. 12. Juli 2011 

 

 

FD Ordnung/Sicherheit und Straßenverkehr 

 

Untere Straßenverkehrsbehörde 

 

Gegen das o. g. Vorhaben werden aus straßenverkehrsrechtlicher Sicht keine Einwände 

erhoben. Sofern im Zuge der Bauarbeiten öffentlicher Verkehrsgrund beansprucht wird, 

ist ein Antragsverfahren nach § 45 Abs. 6 Straßenverkehrs-Ordnung gegenüber der 

Straßenverkehrsbehörde des Landkreises Nordwestmecklenburg zu eröffnen.  

Sollte Beschilderung versetzt bzw. ergänzt oder gar entfernt werden soll, ist ein 

Antragsverfahren gegenüber der Straßenverkehrsbehörde des Landkreises 

Nordwestmecklenburg zu eröffnen. 
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FD Kreisinfrastruktur 

 

Straßenaufsichtsbehörde 

 

von Seiten der Straßenaufsichtsbehörde bestehen gemäß § 10 StrWG-MV keine 

Einwände zu o.g. B-Plan.  

 

 

Straßenbaulastträger 

 

Zum o. a. B-Plan gibt es unsererseits keine Einwände. 

Es sind keine Straßen und Anlagen in unserer Trägerschaft betroffen. 

 

FD Kataster und Vermessung  

Siehe Anlage 

 

 
 


